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KURZ KOMMENTIERT
Weihnachtsgeld

Späths Sparpläne

D ie  baden-württembergische Landesregierung hat vor­
geschlagen, das Beamtenbesoldungsgesetz so zu än­
dern, daß die Länder Zuständigkeiten bei der Festset­
zung des Weihnachts- und Uriaubsgeldes erhalten. 
Hintergrund dieser Absicht; Ministerpräsident Lothar 
Späth hat sich vorgenommen, bis 1990 eine Milliarde 
Mark bei den Personalkosten einzusparen. Nach gel­
tendem Recht kann er dies nur durch einen Personalab­
bau erreichen, und zwar um etwa 8 % bzw. 16 000 Stel­
len. Aus beschäftigungspolitischen Gründen erscheint 
es ihm jedoch vernünftiger, wenn die im öffentlichen 
Dienst ohne Arbeitsplatzrisiko Beschäftigten zur Finan­
zierung von Steilen durch Einkommensverzicht beitra­
gen.

Späth denkt dabei vor allem an eine Halbierung des 
im öffentlichen Dienst als „Weihnachtsgeld“ bezeichne­
ten 13. Gehaltes. Dieses ist per Gesetz allerdings nur 
bei den Beamten möglich, die Angestellten und Arbeiter 
unterliegen dem Tarifrecht. Damit wird also eine Spal­
tung der Besoldungs- und Tarifbedingungen einkalku­
liert. Denkbar ist aber auch, daß durch diese Initiative 
zusätzlicher Druck auf die bevorstehende Tarifrunde im 
öffentlichen Dienst ausgeübt werden soll, hier gleiches 
zu tun.

Doch es stellt sich die Frage, ob nicht Späths Formel 
„Einkommensverzicht statt Stellenabbau“ eine Schein- 
alternative ist. Baden-Württemberg dürfte das einzige 
Bundesland sein, das die kürzlich ermittelten neuen 
konjunkturbedingten Steuerausfälle ohne zusätzliche 
Neuverschuldung, sondern allein durch Ausgabenkür­
zungen ausgleichen will. Dies verstößt so eklatant ge­
gen anerkannte konjunktur- und finanzpolitische Prinzi­
pien, daß sich auch angebotsorientierte Konjunkturbe­
obachter die Frage stellen werden, ob bei diesen prozy­
klischen Sparplänen nicht Brüning Pate gestanden hat.

sf

Stahlkrise

Düstere Aussichten

D ie  Stahlkrise beginnt nun auch die öffentlichen Kas­
sen in der Bundesrepublik in einem erheblichen Maße 
unmittelbar zu belasten, wie der Fall der Arbed Saar­
stahl zeigt. Die Bürgschaften, die diesem Unternehmen 
seit 1978 in Milliardenhöhe gewährt worden sind, müs­
sen praktisch als verloren angesehen werden. Außer­
dem stehen weitere Finanzspritzen ins Haus, um die
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Gesellschaft vor dem Konkurs und damit das gesamte 
Saarland vor einem wirtschaftlichen Kollaps zu bewah­
ren.

Saarstahl dürfe aber kein Berufungsfall für andere 
Stahlstandorte werden, hat Wirtschaftsminister Lambs­
dorff in der Stahldebatte des Bundestages vorsorglich 
erklärt. Ob dieser gute Vorsatz auch gehalten werden 
kann, mag jedoch bezweifelt werden. Denn die Zu­
kunftsaussichten der Stahlindustrie sind düster. Die In­
landsnachfrage nach Stahl, die sich im Gegensatz zu 
früher noch erheblich langsamer als das BSP entwik- 
keln wird, kann nicht durch Exportsteigerungen ausge­
glichen werden. Die Festschreibung der nationalen Pro­
duktionsanteile in der EG, das soeben abgeschlossene 
Selbstbeschränkungsabkommen der Gemeinschaft mit 
den USA und der in den 70er Jahren erfolgte und zum 
Teil noch anhaltende stürmische Auf- und Ausbau der 
Stahlkapazitäten in den Ostblockstaaten und Schwel­
lenländern lassen kaum einen anderen Schluß zu.

Die Stahlindustrie wird den bevorstehenden 
Schrumpfungsprozeß kaum aus eigener Kraft bewälti­
gen können. Der Staat wird vor allem dabei helfen müs­
sen, den sozialen Sprengstoff zu entschärfen, der durch 
die unvermeidlichen Entlassungen verursacht wird. 
Gleichzeitig kommt es darauf an, die EG-Partner für ei­
ne konstruktive Stahlpolitik zu gewinnen. Die Vorstel­
lungen der Kommission, die sich mit den Begriffen Mo­
dernisierung, Umstrukturierung und Kapazitätsabbau 
umschreiben lassen, bieten dafür eine gute Ausgangs­
basis. An der nötigen Durchsetzungskraft hat es bisher 
allerdings gefehlt. ko

Evidenzzentrale

Verfrühte Hoffnungen?

V on schweren Sorgen aufgrund potentieller Kreditaus­
fälle im Lateinamerikageschäft gedrückt, riefen die am 
stärksten betroffenen amerikanischen Banken zur inter­
nationalen Solidarität. Eine Reihe europäischer und ja­
panischer Banken folgten diesem Ruf und fanden sich 
in New York zur Gründung einer Art internationaler „Evi­
denzzentrale“ zusammen. Ziel dieser Gründung ist die 
Verbesserung der Beurteilungsmöglichkeiten von Län­
derrisiken durch Informationssammlung und -aus- 
tausch. Daraus soll sich dann ein abgerundetes Bild 
über die wirtschaftliche Lage und den zukünftigen Kre­
ditbedarf der jeweiligen Länder ergeben. Wenngleich 
dieses Ziel ökonomisch etwas zu ehrgeizig anmutet, so 
läßt jedoch die Tatsache, daß Vertreter des IWF und der 
Weltbank an der New Yorker „Gründungsversamm-
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lung“ teilnahmen, den Beobachter aufhorchen. Keimt 
hier das erste „zarte Pflänzchen“ einer für alle Teile 
fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen den internatio­
nalen Banken, dem IWF und der Weltbank?

Mehr als vorsichtiger Optimismus scheint jedoch 
nicht angebracht zu sein. Verlautbarungen beteiligter 
„Banker“ betonten eindringlich, daß die „Evidenzzen­
trale" die eigene Verantwortung der Banken bei der Kre­
ditvergabe nicht einschränken soll. Von einer verant­
wortlichen Zusammenarbeit mit dem IWF und der Welt­
bank war bislang jedoch kein Wort zu vernehmen. Es 
drängt sich der Verdacht auf, daß sich die internationa­
len Banken solange nicht von den internationalen Insti­
tutionen in die Karten gucken lassen wollen, solange 
noch die Hoffnung besteht, die internationale Finanzkri­
se im eigenen „C lub“ lösen zu können. Ist das Kind aber 
erst einmal in den Brunnen gefallen, wird man auf den 
Hilferuf nach dem IWF sicher nicht lange warten müs­
sen. ww

Protektionismus

Handelspolitik auf französisch

In Poitiers, wo einst Karl Martell die Araber besiegte, ist 
jetzt Michel Jobert, der französische Außenhandelsmi­
nister, zum Kampf gegen japanische Videorecorder an­
getreten. Diese können in Zukunft nur noch durch einen 
schmalen Engpaß -  die Zollstelle Poitiers liegt abseits 
der großen Handelsstraßen, ist mit lediglich vier Zöll­
nern besetzt und nicht mit einer Datenverarbeitungsan­
lage ausgerüstet -  nach Frankreich gelangen, was eine 
erhebliche Zusatzbelastung mit Transport- und Lager­
kosten bedeutet. Daneben sind weitere Einfuhrbe­
schränkungen beschlossen bzw. angekündigt worden. 
So müssen ausländische Anbieter nunmehr auf allen 
nach Frankreich gelieferten Waren den Ursprung kenn­
zeichnen. Die Zollabfertigungspapiere sind fortan in 
französischer Sprache abzufassen. Die Einfuhrüberwa­
chung soll verschärft werden. Gleichzeitig wird der Ex­
port verstärkt gefördert.

Die neuen Vorstöße aus Paris kommen nicht überra­
schend. Verwundern kann es auch nicht, wenn der For­
schungsminister des Landes dazu ungerührt erklärt: 
Wir sind sehr liberal. Denn daß die französische Regie­
rung höchst eigene Vorstellungen von einer liberalen 
Handelsordnung hat und den wachsenden Defiziten im 
Außenhandel -  in diesem Jahr wird mit einem Minus in 
Höhe von nahezu 15 Mrd. S gerechnet -  nicht in han­
delspolitischer Untätigkeit Zusehen und die Wiederher­
stellung des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts dem 
Wechselkursmechanismus bzw. Leitkursanpassungen

im EWS überlassen würde, ist spätestens seit dem im 
Frühjahr verkündeten Programm zur Rückeroberung 
der Binnenmärkte bekannt. Somit bleibt nur zu hoffen, 
daß die „liberalen“ EG-Staaten nicht auf den Kurs der 
französischen Handelspolitik einschwenken, um so Ge­
fahren für den innergemeinschaftlichen Handel abzu­
wenden und die gemeinsame Handelspolitik der EG zu 
retten, oder auch weil man sich hinter dem Pariser Pro­
tektionismus gut verstecken kann. Der Preis dafür wäre 
zu hoch. gk

US-Sanktionen

Vor der Aufhebung?

Reagans Bemühungen, noch vor den amerikanischen 
Zwischenwahlen am 2. November einen Kompromiß 
mit den europäischen Regierungen in der Frage der 
Sanktionen gegenüber der Sowjetunion zu erreichen, 
sind gescheitert. Seine Bereitschaft, die einseitigen US- 
Sanktionen aufzuheben und durch eine gemeinsame 
westliche Front abzulösen, dürfte dabei weniger das Er­
gebnis des hartnäckigen Widerstandes der Europäe 
gegen Sanktionen als vielmehr des wachsenden Un 
muts auch innerhalb der Vereinigten Staaten sein. Aller 
dings bleibt die Frage, ob sich ein gemeinsamer Nenne 
für eine gemeinsame westliche Strategie überhaupt fin 
den läßt.

Von den Europäern fordert Reagan als Gegenlei­
stung für die Aufhebung der Sanktionen neben einer 
Verschärfung der Kreditvergabebestimmungen deutli­
che Begrenzungen ihrer Technologieexporte und eine 
Limitierung von Energieimporten, während er selbst 
sich in bezug auf das wichtigste amerikanische Export­
produkt in die UdSSR, das Getreide, keinen Beschrän­
kungen untenwerfen will. Die amerikanische Getreideof­
fensive wird damit gerechtfertigt, daß der Getreidehan­
del wertvolle Devisen aus der UdSSR abzöge, während 
sowjetische Gaslieferungen nach Westeuropa der So­
wjetunion zu Deviseneinnahmen verhelfen; diese wie­
derum würden den sowjetischen Spielraum für Techno­
logieimporte aus dem Westen erhöhen und damit letzt­
lich der Rüstung dienen. Reagan übersieht dabei geflis­
sentlich, daß die sowjetischen Überschüsse im Handel 
mit Westeuropa auch künftig im wesentlichen zur Finan­
zierung der Getreideeinfuhren aus den USA verwendet 
werden dürften, die gegenwärtig für die UdSSR hohe 
Priorität besitzen. So interessiert die Europäer an einer 
Aufhebung der Sanktionen sind, so werden sie doch die 
vorrangig amerikanischen Interessen dienenden „Kom­
promißvorschläge“ Reagans nicht ohne weiteres ak­
zeptieren. pp
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